
Neue Justiz 6/82 243

eindeutig hervorgehoben: „Die Hauptziele der Abrüstung 
bestehen darin, das Überleben der Menschheit zu sichern 
und die Gefahr des Krieges, besonders eines Kernwaffen­
krieges, zu beseitigen und zu gewährleisten, daß der Krieg 
aufhört, ein Mittel zur Lösung internationaler Streitig­
keiten zu sein, und daß die Anwendung und Androhung 
von Gewalt aus dem internationalen Leben ausgemerzt 
werden, so wie es die Charta der Vereinten Nationen vor­
sieht.“ 10

Dieser Zielstellung folgen 16 Grundprinzipien, die bei 
den Verhandlungen zur Ausarbeitung von konkreten Ab­
rüstungsvereinbarungen berücksichtigt werden sollen.11 
Dazu zählen z. B.
— die strikte Achtung der Grundsätze der UN-Charta so­

wie anderer einschlägiger und allgemein anerkannter 
Völkerrechtsprinzipien, betreffend die Erhaltung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit;

— die besondere Bedeutung des Verzichts auf die Andro­
hung oder Anwendung von Gewalt in den Beziehungen 
der Staaten;

— die Pflicht aller Staaten, entsprechend dem vitalen 
Interesse aller Völker am Erfolg von Abrüstungsver­
handlungen zu den Bemühungen auf dem Gebiet der 
Abrüstung beizutragen;

— das Recht der Staaten auf Teilnahme an Abrüstungs­
verhandlungen, insbesondere auf gleichberechtigte Teil­
nahme an denjenigen multilateralen Verhandlungen, 
die ihre nationale Sicherheit unmittelbar beeinflussen;

— die erstrangige Verantwortung der Kernwaffenstaaten 
für die nukleare Abrüstung;

— die Gewährleistung des Rechts jedes Staates auf Sicher­
heit;

— die strikte Beachtung einer Ausgewogenheit der gegen­
seitigen Verantwortlichkeiten und Pflichten sowohl für 
die Kernwaffenstaaten als auch für die Nichtkernwaf­
fenstaaten.
Durch das Aktionsprogramm als unmittelbares Arbeits­

instrument für die Staaten sollen die Ziele und Grund­
prinzipien der Deklaration systematisch in die Staaten­
praxis umgesetzt werden. Es legt den Schwerpunkt auf die 
Beseitigung aller Kernwaffen und bezieht sich zugleich auf 
wesentliche Fragen der konventionellen Abrüstung. Daher 
ist auch die wichtigste Vorbereitung der zweiten Ab­
rüstungssondertagung in der Herbeiführung sichtbarer 
Fortschritte bei der Verwirklichung dieses Aktionspro­
gramms zu sehen.

Wie in der 34., 35. und 36. Tagung der UN-Vollver- 
sammlung zusehends deutlich wurde, ist die überwiegende 
Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten tief besorgt darüber, daß 
bei der Verwirklichung des Schlußdokuments der ersten 
Abrüstungssondertagung bislang keine greifbaren Ergeb­
nisse vorliegen. In den Debatten der unterschiedlichsten 
internationalen Gremien gab es ständig Auseinanderset­
zungen mit imperialistischen Staaten, die versuchten, die 
im Schlußdokument der ersten Abrüstungssondertagung 
enthaltenen Festlegungen zu unterlaufen und konkrete 
Abrüstungsschritte in Form von völkerrechtlichen Verein­
barungen nach wie vor zu verhindern.12

Zu den positiven Auswirkungen der ersten Abrüstungs­
sondertagung gehört jedoch, daß — vor allem auf der 
35. und 36. Tagung der UN-Vollversammlung — eine Reihe 
z. T. bedeutsamer Resolutionen verabschiedet wurde, die 
aktuelle Fragen der Abrüstung zum Gegenstand haben. 
Dazu zählen u. a.
— die Resolution 35/46, die die achtziger Jahre zur zweiten 

Abrüstungsdekade der Vereinten Nationen erklärt;
— die Resolution 35/152, die einer Überprüfung der Durch­

führung der Empfehlungen und Beschlüsse der 
10. Sondertagung der UN-Vollversammlung (also der 
ersten Abrüstungssondertagung) gewidmet ist;13

— die Resolution 36/100, die eine Deklaration über die 
Verhütung einer nuklearen Katastrophe enthält;14

— die Resolution 36/92 E zu Kernwaffen in allen Aspek­
ten;15

— die Resolution 36/92 К zum Verbot der Herstellung, 
Lagerung, Stationierung und des Einsatzes der Neu­
tronenkernwaffe ;16

— die Resolution 36/92 M, die auf die Intensivierung der 
Abrüstungsverhandlungen gerichtet ist17

Eine der wichtigsten Resolutionen der 35. Tagung der 
UN-Vollversammlung ist die o. g. Resolution 35/46, die, 
ausgehend vom Schlußdokument der ersten Abrüstungs­
sondertagung, die Strategie der Vereinten Nationen auf 
dem Gebiet der Abrüstung bestimmt und auf die wichtig­
sten Aktivitäten in den nächsten zehn Jahren orientiert. 
Ihr Kernstück ist eine Deklaration, in der nochmals die 
wichtigsten Schritte auf dem Weg zur allgemeinen und 
vollständigen Abrüstung aufgezeigt werden, so die Be­
endigung des Wettrüstens, insbesondere auf atomarem 
Gebiet, der Abschluß und die Verwirklichung effektiver 
Abrüstungsvereinbarungen sowie die Stärkung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit. Zugleich 
wurde der Genfer Abrüstungsausschuß durch die Dekla­
ration beauftragt, bis zur zweiten Abrüstungssondertagung 
ein umfassendes Abrüstungsprogramm auszuarbeiten.18

Die bedeutsamste Resolution der 36. Tagung der UN- 
Vollversammlung ist zweifellos die in Form einer Dekla­
ration verabschiedete Resolution 36/100 vom 9. Dezember 
1981 über die Verhütung einer nuklearen Katastrophe. 
Hier wird verkündet: „Staaten und Staatsmänner, die als 
erste zur Anwendung von Kernwaffen greifen, begehen 
das schwerste Verbrechen an der Menschheit“ Ferner: 
„Jegliche Doktrinen, die die Erstanwendung von Kernwaf­
fen gestatten, und jegliche Aktionen, die die Welt einer 
Katastrophe näher bringen, sind unvereinbar mit den 
Normen der menschlichen Moral und den edlen Idealen 
der Vereinten Nationen.“

Mit dieser Deklaration hat die UN-Vollversammlung
— wie der sowjetische UN-Chefdelegierte O. Trojanowski 
nach der Abstimmung feststellte — ein hohes Gefühl für 
ihre Verantwortung für Weltfrieden und Sicherheit de­
monstriert. Die Deklaration bedeutet zugleich eine Absage 
an die von der Reagan-Administration verkündete Doktrin 
eines begrenzten Kernwaffenkrieges und an das Streben 
nach militärischer Überlegenheit

Es entsprach der Logik der imperialistischen Politik 
der Konfrontation und der Hochrüstung, daß die USA und 
18 weitere UN-Mitgliedstaaten, zumeist NATO-Staaten, in 
der Vollversammlung gegen die Annahme dieser Dekla­
ration stimmten.19

Völkerrechtliche Pflicht der Staaten 
zu Abrüstungsverhandlungen

Aus fast allen Resolutionen der UN-Vollversammlung, die 
nach der ersten Abrüstungssondertagung auf dem Gebiet 
der Rüstungsbegrenzung und Abrüstung angenommen 
wurden, ist ersichtlich, daß Abrüstungsverhandlungen der 
Staaten ein dringendes Erfordernis unserer Zeit sind. Auf 
der 34., 35. und 36. Tagung der UN-Vollversammlung war 
die DDR Initiator für Resolutionen zur Intensivierung von 
Abrüstungsverhandlungen. Die sozialistischen Länder im 
Bündnis mit den nichtpaktgebundenen Staaten treten 
gegen jegliche Blockierung von Abrüstungsverhandlungen 
auf. In diesem Zusammenhang seien vor allem zwei Fest­
legungen der Resolution 36/92 M genannt, in denen alle 
Staaten eindringlich aufgefordert werden,
— unverzüglich Schritte zur Förderung der internationalen 

Sicherheit und zur effektiven Einstellung und Umkeh­
rung des Wettrüstens und zur Abrüstung zu unterneh­
men;

— ihre Bemühungen um einen erfolgreichen Abschluß der 
Verhandlungen, die gegenwärtig im Abrüstungsaus­
schuß und in anderen internationalen Gremien stattfin­
den, zu intensivieren und Verhandlungen über wirk­
same internationale Abkommen über Fragen von 
höchster Priorität, die von der ersten Abrüstungs-


